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Per- und polyfluorierte Alkylsubstanzen, PFAS, 
sind Ewigkeits chemikalien. Sie sind entweder 
selbst persistent oder werden in der Umwelt zu 
anderen persistenten PFAS abgebaut, zum Bei-
spiel zu Perfluorcarbonsäuren. Sind sie einmal in 
der Umwelt, verbleiben sie dort sehr lange, so-
dass ihre Konzentrationen bei kontinuierlicher 
Emission immer weiter steigen. PFAS werden in 
der EU in großen Mengen hergestellt, importiert 
und in vielen verschiedenen Anwendungen und 
Industriezweigen verwendet, zum Beispiel in 
Schläuchen, Schmierstoffen und als Kältemittel. 
Am Ende ihres Lebenszyklus werden PFAS-haltige 
Produkte in der Regel verbrannt. Dies führt eben-
so zu Emissionen in die Umwelt wie ihre Herstel-
lung und Verwendung. Für viele Sektoren ist zu-
dem in den kommenden Jahren ein starkes Markt-
wachstum zu erwarten.
Die meisten persistenten PFAS sind entweder mo-

bil in Wasser oder bioakkumulierend. Mobile PFAS 
verteilen sich in der Umwelt schnell und über weite 
Strecken über das Wassersystem, reichern sich in 
Pflanzen an und können ins Trinkwasser gelangen. 
Bioakkumulierbare PFAS reichern sich vor allem im 
Fettgewebe von Lebewesen an und gelangen so bis 
an die Spitze der Nahrungskette. Monitoringdaten 
zeigen bereits heute PFAS in Regionen fernab jegli-
cher Expositionsquelle, beispielsweise im Regen-
wasser in Tibet oder im Fettgewebe von Eisbären. 
Aus Humanbiomonitoring-Daten, wie Untersuchun-
gen an menschlichem Blut, geht hervor, dass auch 

Menschen mit PFAS belastet sind. Zum Beispiel über 
das Trinkwasser oder Nahrungsmittel wie Getreide 
oder Fisch. Sowohl bei Menschen als auch bei Tieren 
werden PFAS über die Plazenta auf den Fötus und 
über die Muttermilch auf die Nachkommen über-
tragen.
 Auswirkungen auf den Menschen sind zum Bei-

spiel erhöhtes Hodenkrebsrisiko bei Männern und 
verminderte Fruchtbarkeit bei Frauen. Außerdem 
wurde bei übermäßiger Exposition eine verringerte 
Immunantwort und eine schlechtere Wirkung von 
Impfungen festgestellt. Weitere, bisher unbekannte 
Wirkungen auf Mensch und Umwelt, können eben-
so vorhanden sein, auch solche, die mit den bisheri-
gen Standardtests nicht nachweisbar sind. Ange-
sichts der großen Zahl von PFAS gibt es bei vielen 
keine oder nur begrenzte Informationen zu ihren 
schädlichen Wirkungen.
Bisher gibt es in der EU lediglich Regelungen für 

wenige, bereits gut untersuchte PFAS. Dazu gehören 
die Regeln für Perfluoroktansäure (PFOA) in der POP-
Verordnung und die Beschränkung weiterer Per fluor -
carbon säuren (9 bis 14 Kohlenstoff atome) unter der 
EU-Chemikalienverordnung Reach. Aufgrund der 
Vielfalt an PFAS vermeidet oder vermindert eine Be-
schränkung einzelner Verbindungen nicht zwangs-
läufig das Risiko, da diese relativ leicht durch andere 
PFAS mit ähnlichen Eigenschaften ersetzbar sind (re-
grettable substitution). Daher ist ein Gruppenansatz 
zielführend, der alle PFAS zugleich adressiert.
Einen entsprechenden umfassenden Beschrän-

kungsvorschlag mit spezifischen, zeitlich befriste-
ten Ausnahmen haben Anfang des Jahres fünf euro-
päischen Mitgliedstaaten vorgelegt. Hierbei handelt 
es sich um den bislang breitesten Beschränkungs-
vorschlag seit Inkrafttreten der Reach-Verordnung. 
Der Vorschlag hat das Potenzial, die Emissionen in 
den kommenden Jahrzehnten drastisch zu reduzie-
ren, langfristig negative Auswirkungen auf Mensch 
und Umwelt zu minimieren, und berücksichtigt 
durch zeitlich befristete Ausnahmen, dass für be-
stimmte Verwendungen noch Alternativen entwi-
ckelt werden müssen. W

Ohne eine Beschränkung der Stoffklasse der PFAS können die steigenden Konzentrationen 

in Mensch und Umwelt zu weitreichenden Schäden führen.

PFAS im Regenwasser 
in Tibet, im Fett-
gewebe von Eisbären 
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Der derzeit diskutierte Vorschlag zur Beschränkung 
der Herstellung, des Inverkehrbringens und der Ver-
wendung per- und polyfluorierter Alkylsubstanzen 
(PFAS) ist sehr breit gefasst. Eine große Zahl an Stof-
fen mit unterschiedlichen chemischen und toxikolo-
gischen Eigenschaften soll innerhalb eines Verfah-
rens reguliert werden. Das bei der Europäischen 
Chemikalienagentur (Echa) eingereichte Beschrän-
kungsdossier ist das umfangreichste Regulierungs-
vorhaben seit Inkrafttreten der Reach-Verordnung.
Mit dem vorliegenden Vorschlag entsteht ein Prä-

zedenzfall, bei dem viele unterschiedliche Stoffe 
und deren Verwendung pauschal und ohne Bewer-
tung des spezifischen Risikos in Herstellung oder 
Anwendung verboten werden sollen. Der Beschrän-
kungsvorschlag ist somit nicht risikobasiert und 
entspricht daher auch nicht den Anforderungen der 
 Reach- Ver ord nung. Diese sieht vor, dass Beschrän-
kungen dann erlassen werden können, wenn ein 
„unannehmbares Risiko für die menschliche Ge-
sundheit oder die Umwelt vorliegt“. Außerdem 
muss die Bewertung von Substanzen stoffbezogen 
erfolgen. 
Die Industrie unterstützt uneingeschränkt das Ziel 

der Nachhaltigkeitsstrategie für Chemikalien, den 
Schutz der Menschen und der Umwelt vor Risiken 
durch Chemikalien zu verbessern und zugleich die 
Wettbewerbsfähigkeit der EU-Industrie zu erhöhen. 
Im Rahmen einer nachhaltigen Chemikalienregulie-
rung sollten die Stoffe, von denen aufgrund ihrer Ei-
genschaften und ihres Verwendungsprofils unan-
nehmbare Risiken ausgehen, auf Basis wissen-
schaftlicher Bewertungen reguliert werden. Die 
breite Regulierung ganzer Stoffgruppen, unabhän-
gig vom tatsächlichen Risiko der einzelnen Substan-
zen, ist aus Sicht der Industrie nicht angemessen.
PFAS kommen in nahezu allen Branchen in Produk-

ten und Herstellungsprozessen zum Einsatz, wenn 
extreme Umgebungsbedingungen, wie sehr hohe 
oder niedrige Temperaturen und hoher oder niedri-
ger Druck oder saure, alkalische oder oxidierende Ei-
genschaften von Chemikalien, dies erfordern. Außer-
dem werden sie immer dann verwendet, wenn Rei-

bungswiderstände verringert werden müssen oder 
besonders hohe Anforderungen an die Reinheit von 
Produktionsmedien oder an die Dichtheit der Anla-
gen zu erfüllen sind. PFAS sind daher relevant für 
Hochtechnologie-Anwendungen im Gesundheits-
wesen (zum Beispiel minimalinvasive Chirurgie, per-
sönliche Schutzausrüstung), bei Energieerzeugung 
und -speicherung (zum Beispiel Elektrolyseure, Lithi-
umionenbatterien, Windräder, Wärmepumpen, 
Brennstoffzellen) und Digitalisierung (Halbleiter). 
Zudem werden Fluorpolymere in Industrieanlagen 
verwendet. Diese enthalten hochstandardisierte 
Bauteile aus Fluorpolymeren, darunter Dichtungen, 
Ventile, Kolonnen, Pumpen, Kompressoren. Ein Ver-
lust dieser Komponenten hätte erheblichen negati-
ven Einfluss auf die Lebensdauer, Funktionsfähigkeit 
und Sicherheit der Industrieanlagen.
Die Industrie versucht, wo immer möglich, PFAS 

zu substituieren. Für viele Anwendungen gibt es 
derzeit jedoch keine technisch geeigneten und ver-
fügbaren Alternativen, sodass Industrie und Gesell-
schaft auch weiterhin auf PFAS angewiesen sind. 
Ein umfassendes Verbot von PFAS wirkte sich daher 
auf die gesamte Industrie und deren Innovationsfä-
higkeit aus sowie unter anderem auf die Versor-
gung mit Medizinprodukten. Für eine Regulierung 
dieser Substanzen ist daher eine differenzierte Vor-
gehensweise geboten. Es ist dringend zu berück-
sichtigen, ob eine PFAS-Substanz oder deren Ver-
wendung ein nicht beherrschbares Risiko für die 
Umwelt oder die menschliche Gesundheit bedeutet 
und ob geeignete Alternativen existieren. W

Mehrere EU-Staaten haben vorgeschlagen, PFAS zu verbieten. Dabei ist eine  

differenzierte Vorgehensweise erforderlich. 

Für viele Anwendun-
gen gibt es keine 

Alternativen
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